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 Wünsdorf, den 08. September 2011 
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  GV 2010:49c 

WRRL 
Gewässerentwicklungskonzept (GEK) Nuthe – Auszug aus dem Entwurf vom 06.09.2011 
Hier: Fachliche Stellungnahme Träger Öffentlicher Belange zum Schutzgut Bodendenkmale im Vorhabensbereich 
 
 
Sehr geehrte Frau Kallmann,
 
wie in der PAG-Sitzung am 27.06.2011 erbeten, nehmen wir im Folgenden Stellung zu der konzeptionellen Maßnah-
menplanung im GEK-Gebiet Nuthe. 
Mit Schreiben vom 10.03.2010 stellten wir Ihnen bereits eine Kartierung der bodendenkmalpflegerischen Belange mit 
zugehörigen Erläuterungen in digitaler Form zur Verfügung (GV2010:49). Diese Daten wurden mit Schreiben vom 
19.07.2011 aktualisiert (GV2010:49b).  
Die Datenbereitstellung zu den bodendenkmalpflegerischen Belangen im Zusammenhang mit der Maßnahmenpla-
nung zur Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) hat zum Ziel, die registrierten Bodendenkmale sowie Bodendenkmalver-
dachtsflächen bereits in der Phase der konzeptionellen Vorplanung bekannt zu geben, um das Kulturelle Erbe zu 
schützen (Konvention von Malta 1992, ratifiziert 2002; BbgDSchG;  Novelle vom 24. Mai 2004 u.a.m.). Im Sinne des 
Umweltberichts und entsprechend der Anforderungen des Denkmalschutzes sollen die Daten in die Planung einflie-
ßen, damit Zielkonflikte benannt sowie Lösungsvorschläge für eine Minimierung bzw. Vermeidung unterbreitet wer-
den (siehe Umweltbericht gemäß § 14b des UVPG zum Entwurf des Maßnahmenprogramms gemäß Art. 11 der 
WRRL für die Flussgebietsgemeinschaft Elbe (FGG Elbe) vom 22.09.2009, S. 131f).  
Wie aus dem Auszug aus dem Entwurf des Endberichts vom 06.09.2011 hervorgeht, wurden die zur Verfü-
gung gestellten Daten eingearbeitet. Die bekannten Bodendenkmale werden zutreffend aufgelistet und in den 
Maßnahmenblättern für die einzelnen Gewässerabschnitte benannt. Vorschläge und Hinweise auf eventuelle 
Erhaltungs- oder Schutzmaßnahmen sind dem exemplarisch zur Verfügung gestellten Einzelmaßnahmenblatt 
nicht zu entnehmen. In der konzeptionellen Phase der Planung sollte die Prävention aus den angeführten 
Gründen jedoch im Vordergrund stehen. 
Grundsätzlich sind Bodendenkmale dann gefährdet, wenn im Zuge von Erdarbeiten Eingriffe in ihre Substanz erfol-
gen. Somit sind aus bodendenkmalpflegerischer Sicht alle Maßnahmen zur Verbesserung des ökologischen 
Zustands des Gewässers zu bevorzugen, die auf einen Eingriff in den Boden verzichten. 
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1. Rechtliche Grundlagen 
Das o. g. Vorhaben gehört zum Umsetzungsprogramm der Richtlinie 2000/60/EG des europäischen Parlaments und 
des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Be-
reich der Wasserpolitik (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften L 327/1 vom 22.12.2000) – besser bekannt als 
Europäische Wasserrahmenrichtlinie (WRRL). Um die geplante Verbesserung des ökologischen Zustandes des 
Einzuggebiets zu erreichen, sind zahlreiche Maßnahmen vorgesehen. Gemäß diverser rechtlicher Vorgaben (Gesetz 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung vom 12.2.1990; Europäische Wasserrahmenrichtlinie vom 22.12.2000, Artikel 
4 (3); Europäisches Übereinkommen zum Schutz des archäologischen Erbes; Konvention von Malta 1992, ratifiziert 
2002; Brandenburgisches Denkmalschutzgesetz (BbgDSchG;  Novelle vom 24. Mai 2004 u.a.m.) sind dabei die 
Auswirkungen u. a. auf Sach- und Kulturgüter und historische Kulturlandschaften zu prüfen und deren Schutz zu 
gewährleisten. 
 
2. Archäologischer Forschungsstand 
Brandenburg ist reich an archäologischen Fundstellen, die einen wichtigen Teil des kulturellen Erbes darstellen. Da-
bei handelt es sich um heute noch sichtbare Anlagen wie Grabhügel oder Burgwälle, die meisten dieser Fundstellen, 
wie prähistorische Siedlungen oder Gräberfelder sind allerdings im Boden verborgen und nur von Fachleuten sicher 
zu identifizieren. Mittlerweile kennen wir aus Brandenburg ca. 30.000 Fundstellen von Hinterlassenschaften unserer 
Vorfahren, wobei die ältesten Funde aus der Zeit vor über 50.000 Jahren stammen. Die übergroße Mehrheit der 
Bodendenkmale, darunter mehr als 90% der Siedlungsplätze, liegen unmittelbar oder nahe an bestehenden oder 
ehemaligen Gewässern (Seen, Weiher, Flüsse Bäche, Quellen, Sölle) bzw. deren angrenzenden organischen Bil-
dungen (Moor, Anmoor) und Feuchtböden; sie reihen sich oft perlschnurartig an solchen auf. Während aller Epochen 
waren Gewässer, insbesondere Fließgewässer und ihre Auen von ganz besonderer Bedeutung. 
Sie bilden die Grundlage für Versorgung und Ernährung. So liegen Fischfang-/Jagdplätze, Werkplätze, Brunnen, 
Siedlungen usw. häufig am Wasser. Sie waren auch wichtig für die Entsorgung: So finden sich häufiger Abfallzonen 
randlich von Siedlungen an Seen. Seit Anbeginn waren Gewässer Verkehrswege und ermöglichten Kontakt, Aus-
tausch und Techniktransfer. Augenfällige Funde dafür sind Einbäume, Schiffe, Bohlenwege, Stege, Brücken usw. 
Gewässer wurden aufgrund ihrer besonderen naturräumlichen Bedingungen zu Verteidigungszwecken genutzt; hier 
wurden Palisadensysteme, Burgwälle, Niederungsburgen und Schlösser angelegt. Man verehrte sie aber auch als 
heilige Orte, Opfer- und Deponierungsplätze finden sich häufig hier. In späteren Epochen, besonders ab dem Mittel-
alter entwickelten sich Gewässer zu bedeutenden Wirtschaftsfaktoren, etwa für Wassermühlen oder Hammerwerke 
der frühen Montanzeit. 
Bei den Flusslandschaften handelt es sich außerdem um Feuchtgebiete mit besonderen Konservierungsbedingungen 
für organisches Material. Unter Sauerstoffabschluss können sich komplette Holzkonstruktionen, Knochen, aber auch 
Leder-, Textil- und Pflanzenobjekte erhalten. Letztlich sind Niederungsbereiche somit bedeutende Quellen für die 
Rekonstruktion von Landschaft, Flora, Fauna und Klimaentwicklung. Unberührte Altarmsedimente und in Folge von 
Begradigungen abgeschnittene Flussmäander sind in diesem Sinne besonders aufschluss- und fundreich.  
Derzeit ist erst ein kleiner Teil der tatsächlich existierenden Fundstellen bekannt. Großflächig untersuchte Areale, wie 
die Tagebaugebiete haben gezeigt, dass die übergroße Mehrheit (geschätzt 80% bis 90%) der tatsächlich vorhande-
nen Bodendenkmale noch unentdeckt im Erdboden verborgen ist, ohne morphologisch oder durch Strukturen an der 
Oberfläche erkennbar zu sein. Das Vorhandensein von noch unentdeckten, verborgenen Fundstellen entlang von 
Gewässern hat somit eine sehr hohe Wahrscheinlichkeit. Allerdings liegen diese Orte im Feuchtboden und sind zu-
dem meist von meterhohen Ablagerungen überdeckt. Daher kann ihre genaue Lage in der Regel nicht vorherge-
sagt werden. Dafür gibt es zwei Gründe: 1. liegen diese Räume nicht im Fokus wirtschaftlicher Tätigkeit; nur selten 
werden daher durch Baumaßnahmen oder Landwirtschaft archäologische Funde zu Tage gefördert, die Aufschluss 
über die konkreten Verhältnisse in Vor- und Frühgeschichte liefern könnten. 2. verfügt die archäologische Forschung 
derzeit nur über sehr wenige naturwissenschaftliche Prospektionsmethoden, die etwa durch den Einsatz von Geo-
physik, Einblicke in archäologische Strukturen in Feuchtgebieten liefern könnten.  
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3. Denkmalrechtliche Auflagen 
Trotz gewisser Schwierigkeiten in der exakten Verortung und Vorhersage einzelner Bodendenkmale ist das besonde-
re Potenzial der Feuchtgebiete für die kulturellen Hinterlassenschaften deutlich zu erkennen. Diese können in drei 
Kategorien untergliedert werden: 
 

a) Bekannte Bodendenkmale 
b) Verdachtsflächen, in denen Bodendenkmale mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit vorliegen 
c) Zufallsfunde 
 

 
3.1. Bodendenkmale 
Im Bereich des GEK-Gebiets Nuthe sind derzeit 439 Bodendenkmale im Sinne des Gesetzes über den Schutz und 
die Pflege der Denkmale im Land Brandenburg (BbgDSchG) vom 24. Mai 2004 (GVBl. Bbg. 9, 215 ff) §§ 1 (1), 2 (1)-
(2) registriert. Diese wurden Ihnen mit oben erwähnten Schreiben in digitaler Form bekannt gegeben (s. 
GV2010:49b).  
Informationen hierzu können den Attributtabellen und der im Internet veröffentlichten Denkmalliste des Brandenburgi-
schen Landesamts für Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseums entnommen werden (http:// 
www.bldam-brandenburg.de/denkmalinformation/denkmalliste.html ). 
Wir möchten darauf hinweisen, dass es sich um den momentanen Arbeitsstand handelt. Es können jederzeit 
neue Bodendenkmale auftreten, die Denkmalliste wird permanent fortgeschrieben. Anzahl und Ausdehnung 
der Polygone und Punktdateien sind somit als vorläufig zu betrachten. 
 
Auflagen im Bereich von Bodendenkmalen: 
Bodendenkmale sind nach BbgDSchG §§ 1 (1), 2 (1)-(3), 7 (1) im öffentlichen Interesse und als Quellen und Zeug-
nisse menschlicher Geschichte und prägende Bestandteile der Kulturlandschaft des Landes Brandenburg geschützt. 
Wir bitten daher, die Lage von Bodendenkmalen bei der konzeptionellen Planung zu berücksichtigen und 
hier keine mit Bodeneingriffen verbundene Maßnahmen vorzusehen.  
Bodendenkmale dürfen bei Bau- und Erdarbeiten ohne vorherige denkmalschutzbehördliche Erlaubnis oder bauord-
nungsrechtlicher Genehmigung und – im Falle erteilter Erlaubnis – ohne vorherige fachgerechte Bergung und Doku-
mentation nicht verändert bzw. zerstört werden (BbgDSchG §§ 7 <3>, 9 und 11 <3>). Alle Veränderungen und Maß-
nahmen an Bodendenkmalen sind nach Maßgabe der Denkmalschutzbehörde zu dokumentieren (BbgDSchG § 9 
<3>). Maßnahmen bei denen ein Anstieg oder eine Absenkung des Grundwasserspiegels erfolgt oder die Strö-
mungsverhältnisse des Gewässers maßgeblich verändert werden, können ebenfalls einen negativen Effekt auf Bo-
dendenkmale haben, so dass auch hier ggf. konkrete denkmalpflegerische Auflagen formuliert werden. 
Für die fachgerechte Bergung und Dokumentation von betroffenen Bodendenkmalen ist nach BbgDSchG §§ 
7 (3) und 11 (3) der Veranlasser kostenpflichtig. Zuwiderhandlungen können als Ordnungswidrigkeit mit einer 
Geldbuße von bis zu 500.000 Euro geahndet werden (BbgDSchG § 26 <4>). 
Aufgrund ihrer Ansichtigkeit stehen obertägig sichtbare Bodendenkmale und ihre unmittelbare Umgebung (250m) im 
Einzelfall gem. BbgDSchG § 2 (3) unter Schutz. Sie sind von einer Bebauung oder sonstigen Veränderung auszu-
schließen. Dies trifft im Bearbeitungsgebiet auf die in Anlage 1 aufgelisteten Bodendenkmale zu. 
In der Regel werden archäologische Bergungen und Dokumentationen bauvorbereitend durchgeführt. Erst wenn eine 
detaillierte Planung vorliegt, kann entschieden werden, ob, in welchem Umfang und wann die Bodendenkmalbereiche  
dokumentiert werden. Bitte lassen Sie den Unteren Denkmalschutzbehörden und uns die konkreten Ausführungspla-
nungen zukommen sobald diese vorliegen, damit die denkmalrechtliche Erlaubnis erteilt und die fachlichen Anforde-
rungen erstellt werden können.  
 
3.2. Bodendenkmal-Vermutungsflächen 
In bestimmten Arealen besteht aufgrund fachlicher Kriterien eine sehr hohe Wahrscheinlichkeit und somit die be-
gründete Vermutung, dass hier bislang noch nicht aktenkundig gewordene Bodendenkmale im Boden verborgen 
liegen. Die Ausweisung erfolgt aufgrund des sog. Analogieschlusses, einer wiederholt gerichtsfest geprüften archäo-
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logischen Methode. An der Nuthe wurde zudem eine umfangreiche Forschungsstudie zur exemplarischen Beurtei-
lung des Bodendenkmalbestandes an brandenburgischen Gewässern durchgeführt. Die Ergebnisse tragen zur For-
mulierung allgemeiner, wie spezifischer Kriterien zur Verdachtsflächenausweisung bei: 
- Auen und Niederungen sowie ihre Ränder liegen an der Grenze unterschiedlicher ökologischer Systeme und bilden 
aufgrund der Versorgung mit lebenswichtigen Grundlagen strategisch besonders wertvolle Siedlungsstandorte. Auf-
grund der begrenzten Anzahl siedlungsgünstiger Flächen stellen diese Areale in einer Siedlungskammer Zwangs-
punkte für die prähistorische Besiedlung dar.  
- Besonders geeignet sind Niederungsränder mit einem leichten bis mittleren Geländeanstieg. 
- Die Größe bekannter Bodendenkmale ist oftmals nicht gesichert. Bei günstigen Siedlungssituationen ist davon aus-
zugehen, dass sie sich über die aktenkundig belegte Ausdehnung hinaus erstrecken.  
- Während der Steinzeiten stellte der Fischfang eine wesentliche Nahrungsquelle dar. Leichte Geländeerhebungen 
von oftmals nur 20 bis 50 cm innerhalb der Auen wurden regelmäßig als temporäre Jagd- und Werkplätze genutzt. 
Sandig /kiesige Flächen sind aufgrund ihrer Permeabilität besonders beliebte Standorte. 
- Siedlungen und Friedhöfe waren in ur- und frühgeschichtlicher Zeit meist räumlich voneinander getrennt. In nur 
geringer Entfernung von bekannten Friedhöfen können in siedlungsgünstiger Position zugehörige Siedlungen erwar-
tet werden und umgekehrt. 
- In manchen Vermutungsbereichen deuten Bodenfunde bereits auf das Vorhandensein von Bodendenkmalen hin. 
- Historisch überlieferte Flurnamen lassen auf die ehemalige Nutzung (z. B. Schäferei, Weinberg, Hirtenhaus…) oder 
die topographische Beschaffenheit (Werder, Horst, Furt etc…) eines Gebiets schließen und sind somit wichtige 
Standort- und Siedlungszeiger. 
- Historische Karten wurden gezielt nach relevanten Hinweisen auf gewässerbezogene Strukturen, wie technische 
Bauwerke (Mühlen, Eisenhämmer, Schleusen...) usw. analysiert. Hier ist über die ausgewiesenen Bodendenkmalbe-
reiche hinaus mit im Boden erhaltenen Resten von Vorgängerbauten zu rechnen. 
- Furten, Übergänge und Brückenkonstruktionen liegen oft an bedeutenden Handelswegen. Die Standortwahl für 
historische Übergänge ist in der Regel an die Geländetopographie gebunden und meistens ein Hinweis auf eine 
dauerhafte Nutzung eines Areals. An diesen Stellen ist ebenfalls mit Vorgängerbauten, Sekundärstrukturen, sowie 
älteren Wegbefestigungen und Verlierfunden zu rechnen. Neben baulichen Hinterlassenschaften können hier insbe-
sondere Hort-, Depot- und Kleinfunde in und um die angrenzenden Areale sowie im Flusssediment angetroffen wer-
den. 
- Einzelfunde können auf das Vorhandensein von Bodendenkmalen hindeuten. 
- Altarme und in Folge von Begradigungen abgeschnittene Flussmäander sind, wie neuste Erkenntnisse im Zuge 
der Umsetzung der Wasserrahmentrichtlinie auch in anderen Bundesländern gezeigt haben, ganz besondere archäo-
logische Bodenarchive. Die Unberührtheit der Ablagerungen und Sedimente macht den Erhalt organischen Materials 
sowie fester wie beweglicher Bodendenkmale sehr wahrscheinlich. 
Die Bodendenkmalvermutungsflächen wurden z. T. in Form von Shape- und Punktdateien mit o.g. Schreiben 
bekannt gegeben (GV2010:49). 
Eine Kartierung aller Verdachtsflächen innerhalb des Einzuggebiets der Nuthe wäre zu umfangreich gewesen 
und hätte der Übersichtlichkeit geschadet. Die Berücksichtigung aller oben aufgeführten Kriterien führt zu 
dem Schluss, dass jede minimale Erhöhung innerhalb der Aue (s. Aue-Shape), der gesamte Niederungsrand 
der Nuthe (s. alle Bereiche in einem 200 Meter breiten Streifen randlich entlang des Aue-Shapes) sowie die 
Altarme als Verdachtsflächen anzusehen sind. Eine Ausweisung dieser Flächen kann erst im Anschluss an 
die Verortung der baulichen Maßnahmen in der entsprechenden Genehmigungsphase erfolgen. 
 
Auflagen im Bereich von Bodendenkmal-Vermutungsflächen: 
Für die Flussgebietseinheit Elbe, zu der der hier behandelte Gewässerabschnitt gehört, ist gemäß den Vorgaben der 
WRRL eine Strategische Umweltprüfung (SUP) durchgeführt worden. Der im Ergebnis erstellte Umweltbericht kommt 
zu dem Resultat, dass „[r]elevante Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter […] insbesondere bei den 
archäologischen Fundstellen zu erwarten [sind], denn ein überdurchschnittlicher Anteil dieser Bodendenkmale liegt 
unmittelbar oder nahe an bestehenden oder ehemaligen Gewässern (Seen, Weiher, Flüsse, Bäche, Quellen, Sölle) 
bzw. deren angrenzenden organischen Bildungen (Moor, Anmoor) und Feuchtböden. […] Durch Prospektionen im 
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Vorfeld der Zulassung und Durchführung der Maßnahmen ist jedoch davon auszugehen, dass sich die Ziel-
konflikte in der Regel lösen oder zumindest minimieren lassen.“ (Umweltbericht gemäß § 14b des UVPG zum 
Entwurf des Maßnahmenprogramms gemäß Art. 11 der WRRL für die Flussgebietsgemeinschaft Elbe [FGG Elbe] 
vom 22.09.2009, S. 131f.) 
 
Um die Auswirkungen der geplanten Bauvorhaben auf das Schutzgut Bodendenkmale gem. UVPG §§ 2 (1) und 6 (3) 
einschätzen zu können, ist daher für die Bereiche, in denen Bodendenkmale begründet vermutet werden, die Einho-
lung eines archäologischen Fachgutachtens (=Prospektion) durch den Vorhabensträger erforderlich. In dem Gut-
achten ist mittels einer Prospektion zu klären, inwieweit Bodendenkmalstrukturen von den Baumaßnahmen im aus-
gewiesenen Vermutungsbereich betroffen sind und in welchem Erhaltungszustand sich diese befinden. Fällt das 
Ergebnis der Prospektion positiv aus, sind weitere bodendenkmalpflegerische Maßnahmen gem. BbgDSchG §§ 7 
(3), 9 (3) und 11 (3) abzuleiten und i.d.R. bauvorbereitend durchzuführen. Bei einem Negativbefund kann im unter-
suchten Abschnitt auf weitergehende Schutz- und Dokumentationsmaßnahmen verzichtet werden. 
 
Die Prospektionsmethode und der Zeitpunkt der Durchführung sind zwischen dem BLDAM, dem Vorhabensträger 
und ggf. den Bau- und Grabungsfirmen abzustimmen, sobald die Bauausführungsplanung fest steht. 
  
3.3. Zufallsfunde 
Wechselnde hydro- und geomorphologische Verhältnisse haben das Landschaftsbild innerhalb der Auen seit ur-
geschichtlicher Zeit kontinuierlich verändert. Bis zu mehrere Meter hohe Ablagerungen können eine Vielzahl von ur- 
und frühgeschichtlichen Fundplätzen versiegelt haben und die üblichen Kriterien zur Verdachtsflächenausweisung 
verschleiern.  
Im gesamten Vorhabensbereich (auch außerhalb der o.g. Vermutungsflächen) muss deshalb bei Erdarbeiten 
mit dem Auftreten noch nicht registrierter Bodendenkmale gerechnet werden.  
Wir weisen ausdrücklich darauf hin, dass ein erhöhtes Augenmerk auf archäologische Funde zu richten ist.  
 
Auflagen beim Auffinden von Zufallsfunden 
Sollten während der Bauausführung bei Erd- und Gewässerarbeiten auch außerhalb der als Bodendenkmalvermu-
tungsbereiche ausgewiesenen Areale Bodendenkmale (Steinsetzungen, Mauerwerk, Erdverfärbungen, Holzpfähle 
oder -bohlen, Knochen, Tonscherben, Metallgegenstände u. ä.) entdeckt werden, sind diese unverzüglich der zu-
ständigen Unteren Denkmalschutzbehörde und dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäo-
logischen Landesmuseum anzuzeigen (BbgDSchG § 11 <1> und <2>). Die Entdeckungsstätte und die Funde sind 
bis zum Ablauf einer Woche unverändert zu erhalten, damit fachgerechte Untersuchungen und Bergungen vorge-
nommen werden können. Gemäß BbgDSchG § 11 (3) kann die Denkmalschutzbehörde diese Frist um bis zu 2 Mo-
nate verlängern, wenn die Bergung und Dokumentation des Fundes dies erfordert. Besteht an der Bergung und Do-
kumentation des Fundes aufgrund seiner Bedeutung ein besonderes öffentliches Interesse, kann die Frist auf 
Verlangen der Denkmalfachbehörde um einen weiteren Monat verlängert werden. Die Denkmalfachbehörde ist be-
rechtigt, den Fund zur wissenschaftlichen Bearbeitung in Besitz zu nehmen (BbgDSchG § 11 <4>).  
Werden archäologische Dokumentationen notwendig, so hat der Träger des Vorhabens nach Maßgabe der §§ 7 (3), 
9 (3)-(4) und 11 (3) BbgDSchG sowohl die Kosten der fachgerechten Dokumentation im Rahmen des Zumutbaren zu 
tragen, als auch die Dokumentation sicher zu stellen. 
Um einen reibungslosen, ungestörten Ablauf in der Bauausführungsphase zu garantieren, ist auch für diese 
Flächen innerhalb der Aue eine archäologische Prospektion im Vorfeld empfehlenswert. 
 
4. Temporär genutzte Flächen 
Flächen oder Trassen, die lediglich während der Bauzeit genutzt werden (z. B. Bau- und Materiallager und u. U. auch 
Arbeitsstraßen), dürfen nicht im Bereich von bekannten oder vermuteten Bodendenkmalen eingerichtet werden bzw. 
nur dort, wo bereits eine Versiegelung des Bodens vorliegt. Durch den notwendigen Oberbodenabtrag und das ver-
stärkte Befahren dieser Flächen mit schwerem Baugerät sowie durch mögliche Bagger- oder Raupenaktivität o. ä. 
Eingriffe in den Untergrund wird die Bodendenkmalsubstanz umfangreich ge- und zerstört. Sollte es nicht möglich 
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sein, bauzeitlich genutzte, unversiegelte Flächen und Wege außerhalb bekannter oder vermuteter Bodendenkmale 
anzulegen, so werden bauvorbereitende kostenpflichtige Schutz- bzw. Dokumentationsmaßnahmen notwendig. 
Die bauausführenden Firmen sind über diese Auflagen und Denkmalschutzbestimmungen zu unterrichten und zu 
ihrer Einhaltung zu verpflichten. 
 
 
In der Genehmigungsphase sind die Unteren Denkmalschutzbehörden und die Denkmalfachbehörde unbe-
dingt zu beteiligen, um die punktuellen Betroffenheiten zu benennen, zu beurteilen und im Rahmen der 
denkmalrechtlichen Erlaubnis die entsprechenden Auflagen zu formulieren. 
 
Unsere Stellungnahme erfolgt in Wahrnehmung der Aufgaben und Befugnisse der Denkmalfachbehörde für Boden-
denkmale und als Träger öffentlicher Belange gemäß BbgDSchG § 17 (1)-(4). 
 
Hinweis: 
Da bei dem Vorhaben auch Belange der Baudenkmalpflege berührt sein können, erhalten Sie aus unserem Hause 
gegebenenfalls eine weitere Stellungnahme. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
im Auftrag 
 
 
 
 
Dr. Sabine Eickhoff 
Referatsleiterin Großvorhaben / Sonderprojekte 
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Kopie an    - biota – Institut füt ökologische Forschung und Planung GmbH 
 


